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Bericht
aus dem Landtag FRAKTION

im Niedersächsischen Landtag

Parlamentarischer Geschäftsführer

Sehr geehrte Damen und Herren,

die aktuelle Konjunkturkrise wird sich
erheblich auf die öffentlichen Haus-
halte auswirken. Welche konkreten
Folgen die Krise auf die Steuerein-
nahmen in Niedersachsen haben wird,
ist derzeit noch nicht absehbar. Wir
stehen zu einer seriösen und verlässli-
chen Haushalts- und Finanzpolitik.
Deshalb werden wir die Steuer-
schätzung im Mai abwarten und auf
der Basis dieser Zahlen die weitere
Finanzplanung für 2010 und die Folge-
jahre vornehmen. Selbst ohne Finanz-
krise sieht unsere Finanzplanung in
2010 bereits einen Handlungsbedarf
von rund 1 Mrd. Euro vor. Die Finanz-
lage bleibt also angespannt. Vieles ist
wünschenswert, aber eben nicht alles
finanzierbar.

Bundespräsident Horst Köhler hat in
seiner viel beachteten Berliner Rede die
Gründe für die derzeiti ge Wirtschafts-
krise zutreffend analysiert. Nicht nur
diese Rede zeigt, Deutschland hat ei-
nen hervorragenden Bundespräsiden-
ten. Das soll nach unserer Ansicht auch
so bleiben. Über eine zweite Amtszeit
entscheidet die Bundesversammlung
am 23. Mai 2009, der 28 Vertreter der
CDU-Landtagsfraktion angehören.
Mit einer erfolgreichen Wiederwahl
wollen wir ein gutes Signal für die in
diesem Jahr anstehenden Herausfor-
derungen setzen.

Eine unterhaltsame und interessante
Lektüre wünscht Ihnen

Der Niedersächsische Landtag hat
auf Antrag der CDU-Fraktion eine
Aktuelle Stunde „Offshore-Basis
in Cuxhaven eröffnet – Zukunfts-
perspektiven für die Küste!“ bera-
ten. In der Debatte erklärte CDU-
Fraktionsvorsitzender David
McAllister:

„Am 20. März hat Wirtschafts-
minister Dr. Philipp Rösler die
Offshore-Basis in Cuxhaven eröff-
net. Das war ein wichtiges Ereig-
nis nicht nur für Cuxhaven, son-
dern für die ganze Küstenregion
und für den Industrie- und
Energiestandort Niedersachsen.
An der Elbmündung ist ein beson-
deres Produktions- und Logistik-
zentrum für den Bau von Offs-
hore-Windparks entstanden. In
Rekordzeit haben viele Beteiligte:
die EU, das Land Niedersachsen,
die Stadt Cuxhaven, N-Ports und
die privaten Unternehmen in
Teamarbeit und in Rekordzeit
Unmögliches möglich gemacht.

Innerhalb von nur einem Jahr rei-

„Off shore-Technologie bietet der Küste eine echte
Perspektiv e“

ner Bauzeit sind der Offshore-
Hafen errichtet, die Offshore-
Plattform und die Werkshallen
gebaut worden. Das ist ein mus-
tergültiges Beispiel für erfolg-
reiche Wirtschafts- und An-
siedlungspolitik in Nieder-
sachsen.

Das Land Niedersachsen ver-
folgt ehrgeizige Ziele beim Aus-
bau der erneuerbaren Energien.
Bis zum Jahr 2020 sollen 25 %
am Gesamtenergieverbrauch in
Niedersachsen durch erneuer-
bare Energien erzeugt werden.
Die Bundesregierung hat dazu
die Rahmenbedingungen ver-
bessert. Das Land Nieder-
sachsen ist entschlossen, seine
Chancen zu nutzen. Dabei hat
der Ausbau der Windenergie auf
hoher See eine ganz entschei-
dende Rolle.

Mit der Offshore-Industrie an
den Standorten Emden und
Cuxhaven etabliert sich eine

Lesen Sie weit er auf der Seit er Seit e 2

Bis zu 100 dieser Offshore-Fundamente können pro Jahr auf der
Offshore-Basis in Cuxhaven gebaut werden.  Foto: Picture-alliance
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neue industrielle Branche in der
strukturschwachen Küsten-Regi-
on unseres Landes. Schätzungen
des Verbandes Deutscher Ma-
schinen- und Anlagenbau gehen
bis 2030 von Offshore-Gesamt-
investitionen von mehr als 40
Mrd. Euro aus. Als Flächenland
mit langer Küstenlinie hat unser
Land die besten Standort-
bedingungen für diese Industrie
und damit beste Chancen, von
diesen Investitionen ganz
besonders zu profitieren.

Cuxhaven ist dafür ein aktuelles,
hervorragendes Beispiel: Alle Be-
teiligten haben in Rekordzeit et-
was auf die Beine gestellt, was
viele in Deutschland nicht für
möglich gehalten haben. Für die
Infrastruktur haben das Land, die
EU und die Unternehmen seit
2006 etwa 200 Mio. Euro bereit-
gestellt. Bis 2011 werden private
Unternehmen nochmals 280 Mio.
Euro investieren. Das alles bringt
einen immensen Schub für die
Wirtschaft an der Küste und gibt
vielen Menschen in diesen
schwierigen Krisenzeiten eine
berufliche Perspektive.

Die Erfolgsgeschichte der Offs-
hore-Industrie soll weiter gehen.
So beabsichtigt das Land in den
nächsten Jahren in Cuxhaven den
Offshore-Anleger zu erweitern
und zusätzliche Industrie- und
Gewerbeflächen zu entwickeln.
Die Fraktionen von CDU und FDP
sind fest entschlossen, die Lan-
desregierung bei ihren ehrgeizi-
gen Zielen zu unterstützen. Wir
sind uns dabei sicher, dass neben
Emden und Cuxhaven auch der
Standort Bremerhaven von dieser
positiven Entwicklung profitieren
kann. Die Offshore-Windenergie
ist für die Küste eine neue Chan-
ce und eine echte Perspektive.“

Fortsetzung von Seit e 1

BL: Was ist der Hint ergrund für das
schulpolitis che Konzept?
Wir machen das Schulsystem in Nieder-
sachsen zukunftssicher. Bis 2020 erwar-
ten wir einen starken Schülerrückgang -
im landesweiten Durchschnitt etwa 20
Prozent, regional sogar bis zu 40 Prozent.
Wir entwickeln das bewährte geglieder-
te Schulsystem weiter. Die Weiterent-
wicklung wird regional passgenau gestal-
tet. Gleichzeitig verbessern wir die Pers-
pektiven unserer Schülerinnen und Schü-
ler aller Schulformen mit Blick auf Beruf
und Studium. In den nächsten zwei Jah-
ren stehen wir besonders an den Gymna-
sien vor besonderen Herausforderungen
in der Unterrichtsversorgung, weil zeit-
gleich zwei Jahrgänge Abitur machen. Für
diese zwei Jahre haben wir deshalb ein
Maßnahmenpaket auf den Weg gebracht.
Damit gewährleisten wir die bestmögli-
che Lehrerversorgung für Nieder-
sachsens Schulen - und das, obwohl bun-
desweit Lehrermangel herrscht und wir
die Folgen des Arbeitszeitkontos der
SPD-Vorgängerregierung kompensieren
müssen.

BL: Mit welchen Maßnahmen soll die
Unterrichtsversorgung gewährleistet
und weiter ausgebaut werden?
Die Eckpunkte sind: 1. Schaffung neuer
Stellen für Lehrkräfte und Referendare,
2. finanzielle Anreize, 3. Nutzung vorhan-
dener Ressourcen.

Wir stellen 250 zusätzliche Stellen aus
dem Haushalt 2009 zur Verfügung, au-
ßerdem können dank der Beschlüsse zum
Nachtragshaushalt 2009 noch einmal 250
zusätzliche Lehrkräfte ihren Dienst antre-
ten. Wir stellen in diesem Jahr 240 Refe-
rendare zusätzlich an den Studien-
seminaren für das gymnasiale Lehramt
ein. Darüber hinaus verbessern wir
beispielsweise die Bedingungen für ange-
hende Grundschul- sowie für Feuerwehr-
lehrkräfte. Wir müssen für diese zwei Jah-
re die Anträge auf Teilzeit individuell prü-
fen, insbesondere bei Lehrkräften mit
Mangelfächern an Gymnasien. Damit
schaffen wir Spielraum, um noch in die-
ser Legislaturperiode auch die Klassen-
stärke zu verkleinern und die Schul-
leitungen zu entlasten.

Der BL im Interview mit Kult usministerin
Elisabeth Heister-Neumann

BL: Wie sollen die
Schulstruk-turen
weiterentwickelt
werden?
Schulen sind nicht
nur für Wissens-
erwerb und die
Entwicklung der Persönlichkeit da, sie
bereiten auch auf den Beruf vor. Des-
halb werden wir für Hauptschule und
Realschule die berufsvorbereitenden
Elemente weiterentwickeln. Durch fle-
xible regionale Lösungen wird die Zu-
sammenarbeit der Hauptschule und der
berufsbildenden Schule intensiviert.

Für die Hauptschüler heißt das: Eine
zielorientierte, systematische Berufs-
orientierung bis hin zur Vermittlung ei-
ner beruflichen Grundbildung verbes-
sert ihre Berufschancen.

Die Realschulen werden weiter profi-
liert und so ihren Schülern den Weg in
den Beruf, aber auch in die Oberstufe
des Gymnasiums oder Fachgymnasium
erleichtern. Für uns gilt: Kein Abschluss
ohne Anschluss. Außerdem setzen wir
weiter auf die bewährte Möglichkeit der
Zusammenfassung von Hauptschulen
und Realschulen. Sie ist für die Schul-
träger ein flexibles Handlungsinstru-
ment, um das gegliederten Schulsystem
auch bei zurückgehenden Schülerzahlen
anzubieten.

BL: Warum sollen auch an den IGS die
Abit urprüf ungen nach 12 Jahren abge-
legt werden?
National und international gesehen ist
der Erwerb der Hochschulzugangsbe-
rechtigung nach zwölf Schuljahren üb-
lich, und zwar in allen Schulformen. Wir
haben in Niedersachsen als Ergänzung
zum gegliederten Regelschulsystem
hervorragende Integrierte Gesamtschu-
len, die von rund 3 Prozent unserer
Schülerinnen und Schüler besucht wer-
den. In diesen 32 IGS werden selbstver-
ständlich auch Kinder und Jugendliche
mit gymnasialem Leistungsniveau be-
schult. Derzeit wird diesen Schülerinnen
und Schülern systematisch ein Schuljahr
länger vorgegeben, um die allgemeine
Hochschulreife zu erwerben. Diese Un-
gleichheit gegenüber den KGS- und
Gymnasialschülern schaffen wir nun ab.
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Die Landesregierung hat am 3. März 2009 die Projekte benannt, die mit den landes-
eigenen Auftstock ungsmitt eln zum Konjunkturprogramm II gefördert werden sollen:

• 10 Mio. Euro für neue Polizei-
fahrzeuge

• 5 Mio. Euro für Informations-
technologie und Kriminaltechnik
der Polizei

• 6,2 Mio. Euro für Sanierung des
Celler Schlosses

• 2 Mio. Euro für das Kloster
Frenswegen, Grafschaft Bentheim

• 5 Mio. Euro für die Emslandhallen
in Lingen

• 1,5 Mio. Euro für  die Nieder-
sachsenhalle in Verden

• 15 Mio. Euro für ein Erlebnis-
zentrum „Schöninger Speere“, Land-
kreis Helmstedt

• 5 Mio. Euro für die Sicherung
landesgeschichtlicher Kulturgüter

• 5,5 Mio. Euro zum Ausbau eines
Pferde- und Tourismusstandortes
in Luhmühlen zur Vorbereitung der
EM 2011

• 13,5 Mio. Euro für Standorte des
Weltkulturerbes in Niedersachsen

• 27,17 Mio. Euro für energetische
Gebäudesanierung

• 5,73 Mio. Euro für Städtebau
(Denkmalschutz und „Stadtumbau
West“)

• 7,8 Mio. Euro für das Deutsche In-
stitut für Lebensmitteltechnik in
Quakenbrück

• 3,5 Mio. Euro für das Institut für
Fische und Fischereierzeugnisse
des LAVES inCuxhaven

• 7 Mio. Euro für die Gottfried
Wilhelm Leibniz Bibliothek in Hanno-
ver

•  0,45 Mio. Euro für die musikalische
Ausstattung der Landesmusik-
akademie in Wolfenbüttel

• 4 Mio. Euro für die Anbindung von
Braunlage an die Harzer
Schmalspurbahn

• zusätzliche 2 Mio. Euro für Radwe-
ge und Landstraßen

• 2,5 Mio. Euro für  den Flugzeug-
Triebwerksprüfstand des Deutschen
Luft- und Raumfahrtzentrums am
Standort Göttingen

• 20 Mio. Euro zur Verbesserung
der Unterrichtsversorgung an
niedersächsischen Schulen

• 9 Mio. Euro für das Nieder-
sächsische Internatsgymnasium in
Bad Bederkesa

• 52.500 Euro für die Kofinanz-
ierung der Internatsgymnasien
Esens und Bad Harzburg und der
staatlichen Seefahrtsschule
Cuxhaven

 Fotos: Picture-alliance



Informationen und mehr: www.cdu-fraktion-nie dersachsen.de

Ausgabe  62 – März 2009
Seite 4

Bericht
aus dem Landtag

Die Fraktio-
nen von CDU
und FDP wol-
len mit dazu
be i t ragen ,
dass es bei
der Europa-

wahl am 7. Juni 2009 zu einer hö-
heren Wahlbeteiligung kommt.
Dazu haben die Koalitions-
fraktionen entsprechende Vor-
schläge in den Landtag einge-
bracht.

Der europapolitische Sprecher
der CDU-Landtagsfraktion
Wilhelm Hogrefe erklärte dazu:
„Im gesamten Land Nieder-
sachsen sollte mit Medien-
partnerschaften für die
Europawahlen am 7. Juni 2009
geworben werden. Die Wahlen
sind als demokratische Legitima-
tion des Europäischen Parlamen-
tes unerlässlich. Daher setzen
sich die Fraktionen von CDU und
FDP dafür ein, die Wahl-
beteiligung unter anderem über
die Medienpartnerschaften zu
steigern. Eine höhere Wahl-

Wilhelm Hogrefe: „Mit Medienpartnerschaften für die
Europawahl werben“

Landespolitik in Kürze

* * *

beteiligung wäre zugleich ein
deutliches Bekenntnis zur ge-
wachsenen Bedeutung des EU-
Parlamentes.“

Mit Unterstützung des Nieder-
sächsischen Landtages sollten
Kommunen und Landkreise Pro-
jekte durchführen, mit denen die
Bürger und insbesondere die hier
lebenden wahlberechtigten EU-
Bürger aus anderen Mitglieds-
staaten über die Europawahl in-
formiert werden.

Wilhelm Hogrefe warb deshalb
dafür, die Informationen auch in
den anderen Amtsprachen der
EU zur Verfügung zu stellen, um
so den EU-Bürgern in ihrer Mut-
tersprache die Bedeutung der
Wahlen näher zu bringen.

„Gemeinsam mit den Städten,
Gemeinden, Landkreisen und
Medien kann es uns gelingen, das
Interesse der Menschen zu we-
cken, damit sie verstärkt von ih-
rem Wahlrecht Gebrauch ma-
chen“, sagte Wilhelm Hogrefe
abschließend.

Der Europa-Spitzenkandidat der CDU in Niedersachsen Prof. Hans-Gert
Pöttering MdEP und CDU-Fraktionsvorsitzender David McAllister
werben ebenfalls für eine hohe Wahlbeteiligung.

Mit einem Entschließungsantrag,
begrüßen die Fraktionen von CDU
und FDP den Vorschlag der Landes-
regierung, die Hochschule Vechta
als Universität anzuerkennen. CDU-
Fraktionsvorsitzender David
McAllister gratulierte der Stadt und
der Hochschule Vechta zu dieser
Entscheidung und sagte: „Die zu-
künftige Universität Vechta hat als
herausragender Hochschulstandort
im ländlichen Raum diesen Titel
mehr als verdient. Seit 2003 befin-
det sich die Hochschule Vechta auf
einem sehr guten Weg“.

Die Deutsche Messe AG wird mit ei-
nem ehrgeizigen Zukunftspro-
gramm ihre Position als einer der in-
ternational führenden Messever-
anstalter festigen und ausbauen.
Neue Messethemen wird sie im Be-
reich Klima und Umwelt etablieren.
Das Land Niedersachsen und die
Stadt Hannover werden als flankie-
rende Maßnahme 250 Mio. Euro zur
Verfügung stellen. Die Aktivitäten
der Messe AG sichern über 20.000
Arbeitsplätze in Niedersachsen,
davon allein 11.000 in Hannover.

 Foto: Picture-alliance

* * *

Zum neuen Schuljahr gibt es 220
weitere Ganztagsschulen. Die
Anzahl der Ganztagsschulen
steigt von 665 auf 885 (+33%).
Schulen aller Schulformen,
darunter 122 Grundschulen, er-
halten in kürze die Genehmigung.

Informationen zur Bildungspolitik
finden Sie unter
www.bildung.niedersachsen.de

Eilmeldung +++ Eilmeldung
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Der Niedersächs-
ische Landtag hat
mit den Stimmen
von CDU, FDP und
SPD ein landesei-
genes Beamtenrecht
beschlossen. Hierzu
erklärte der  CDU-

Abgeordnete André Wiese:

„Niedersachsen hat seine neue Zu-
ständigkeit für das Dienstrecht in
vollem Umfang und frühzeitig ge-
nutzt. Das neue Niedersächsische
Beamtenrecht kann daher zeitgleich
mit dem neuen Beamtenstatus-
gesetz des Bundes am 1. April in
Kraft treten. Dieser großartige Er-
folg der CDU-geführten Landesre-
gierung ist möglich, weil sie zu ei-
nem frühen Zeitpunkt das konstruk-
tive Gespräch mit den Interessens-
vertretungen der Beamten gesucht
hat. Das neue Beamtengesetz ist

Niedersächsisches Beamtenrecht tritt zum
1. April 2009 in Kraft

moderner, flexibler und leistungso-
rientierter. So erweiten die auf zehn
zusammengefassten Fachricht-
ungen die laufbahnrechtlichen Ein-
satzmöglichkeiten der Beamten.
Zudem wird die Anzahl der Lauf-
bahngruppen von vier auf zwei re-
duziert.

Zusätzliche Kernpunkte sind: Der öf-
fentliche Dienst wird familien-
freundlicher, der Quereinstieg von
praxiserprobten Kräften aus der frei-
en Wirtschaft wird leichter und das
Nebentätigkeitsrecht wird einfa-
cher. Bei überdurchschnittlichen
Leistungen ist nun sogar eine Beför-
derung nach Ablauf der Mindest-
probezeit möglich. Die Altersgren-
ze von 65 Jahren bleibt bestehen. Ein
Beamter kann allerdings freiwillig
bis zu drei Jahre länger im Dienst
bleiben.“

Der Niedersächs-
ische Landtag hat
die Vorschläge der
Landtagsfraktionen
von CDU und FDP
beschlossen, die
auf eine gesicherte
ortsnahe haus-

ärztliche Versorgung zielen. In der
Debatte sagte der sozialpolitische
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion
Norbert Böhlke: „Ein frühzeitiges
Handeln gegen die Folgen des de-
mographischen Wandels kann die
gute ärztliche Versorgung im
Flächenland Niedersachsen weiter-
hin gewährleisten. Daher gilt es,
bereits in der allgemeinmedizin-
ischen Aus- und Weiterbildung ent-
sprechende Maßnahmen zu ergrei-
fen.“

So schlagen die Koalitionsfraktionen
vor, dass Studierende der Human-
medizin innerhalb des Praktischen
Jahres acht Wochen im Bereich der
Allgemeinmedizin absolvieren müs-
sen. Damit erhalte die Rolle der All-
gemeinmedizin in der ärztlichen
Ausbildung eine höherwertige Rol-
le, sagte Norbert Böhlke. Zudem
könnten Stipendien an Studierende
vergeben werden, die sich verpflich-
ten, in einem unterversorgten Ge-
biet zu arbeiten. „Solche Anreize
könnten die Bereitschaft wecken,
sich auch dauerhaft dort niederzu-
lassen“, so der Sozialexperte.

Norbert Böhlke sagte abschließend:
„Ein Bericht der Landesregierung
soll nun verschiedene Maßnahmen
aufzeigen, wie die von der Kassen-
ärztlichen Vereinigung sicherzustel-
lende hausärztliche Versorgung un-
terstützt werden kann. Der heute im
Landtag beschlossene Antrag ent-
hält Maßnahmen, die in den Bericht
einfließen.“

CDU-Fraktion setzt sich für
eine ortsnahe ambulante
medizinische Versorgung
ein

ÞÞÞÞÞ  Der Landtag hat einer Erhö-
hung des Blindengeldes zuge-
stimmt. Blinde Menschen bis
zum 25. Lebensjahr erhalten nun
320 Euro, ab dem 25. Lebensjahr
265 Euro. Für blinde Menschen in
stationären Einrichtungen wird
das Blindengeld auf 100 Euro ver-
doppelt. Die Beträge für blinde
Menschen, die gleichzeitig Leis-
tungen einer Pflegekasse bei
häuslicher Pflege erhalten, wer-
den erhöht und zugleich auf Fest-
beträge umgestellt.

Die Höhe des Blindengeldes wird
dadurch vom Betrag des Pflege-
geldes abgekoppelt. Eine Erhö-
hung des dynamisierten Pflege-
geldes führt damit nicht zu Ein-
bußen beim Landesblindengeld
Insgesamt erhöht sich das
Landesblindengeld durchschnitt-
lich um 540 Euro pro Jahr.

Von den Erhöhungen profitieren
alle Menschen die Blindengeld
bekommen. Das Blindengeld
wird rückwirkend zum 1. Januar
2009 ausgezahlt.

Landespolitik in Kürze

* * *

Þ Þ Þ Þ Þ Niedersachsen ist sicher wie
nie zuvor. Die niedersächsische
Kriminalstatistik weist die
höchste Aufklärungsquote seit
der elektronischen Erfassung
der Straftaten in den 1970er Jah-
ren auf: 58,53% (2007: 56,86 %).
Gleichzeitig sank die Zahl der
Straftaten um 17.000 auf
589.967 (-2,8 %).
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Einblicke vom Tag der off enen Tür im
Niedersächsischen Landtag am 7. März 2009
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Eine Podiumsdiskussion mit dem
Titel „Zwischen Kern- und Son-
nenenergie – Ist die Gesellschaft
noch konsensfähig?“ gab den
Startschuss für die neue Ver-
anstaltungsreihe der CDU-Frakti-
on „Schwerpunktthema Nieder-
sachsen: Energie“. Vor rund 140
Teilnehmern aus Politik, Wirt-
schaft und Verbänden diskutier-
ten (im Bild von v. l. n. r.) Frank
Beckmann (Programmdirektor
NDR Fernsehen), Landtags-
präsident a. D. Jürgen Gansäuer,
Klaus von der Brelie (Hannover-
sche Allgemeine Zeitung) und
der Wissenschaftsjournalist Jean
Pütz. Der stellvertretende CDU-
Fraktionsvorsitzende Karl-Hein-
rich Langspecht fasste als Ergeb-
nis zusammen: Nur eine sachli-
che, ideologiefreie Debatte über
alle energiepolitischen Fragen
führt zu einem langfristigen
Energiekonsens über eine zuver-

Karl-Heinrich Langspecht: „Nur eine sachliche Energiedebatte führt zu einem
langfristigen Energiekonsens“

Podiumsdiskussion „Schwerpunktthema Niedersachsen: Energie“

lässige, umweltverträgliche und
wirtschaftliche Energieversor-
gung.“ In einem Mittagsgespräch
am 9. März stand sodann Prof.
Dr. Marion A. Weissenberger-
Eibl, Universität Kassel, zur Fra-
ge „Energie - Innovation - Zu-
kunft - wie fortschrittlich sind wir
eigentlich?“ Rede und Antwort.
Bilder und Wortbeiträge der
beiden Veranstaltungen sind im
Internet veröffentlicht unter:
www.schwerpunk t thema-
niedersachsen.de.

Der Niedersächs-
ische Landtag hat
mit den Stimmen
von CDU und FDP
das Waldgesetz
g e ä n d e r t . D i e
forstpol i t ische
Sprecherin der
C D U - F r a k t i o n

Ingrid Klopp erklärte: „Weihnachts-
baum- und Schmuckreisigkulturen
sowie Kurzumtriebsplantagen fallen
künftig nicht mehr unter den Wald-
begriff. Im Mittelpunkt der Geset-
zesnovelle stehen die Regelungen
zur Waldumwandlung. Gerade bei
kleinen Waldflächen im Innen-
bereich von Ortschaften kann nun
eine Umwandlung unter erleichter-
ter Abwägung durch die Wald-
behörde genehmigt werden, jedoch
nur mit einer Ersatzmaßnahme.“

Flächen, die unabhängig von einer
Waldumwandlung aufgeforstet wor-
den sind, werden nun als Ersatzauf-
forstung anerkannt. Im Ausnahme-
fall kann ein Ersatz in Form einer Ab-
gabe geleistet werden, die zur Erhal-
tung unserer Wälder beiträgt. Die-
se im Naturschutz schon länger ge-
nutzte Möglichkeit wird auf das
Waldrecht übertragen. „Zudem ver-
einfacht unser neues Konzept der Er-
staufforstungsgenehmigung das
Verfahren. Künftig wird die Geneh-
migung nur für die Erstaufforstung
erforderlich sein, die einer Prüfung
hinsichtlich ihrer Umweltverträg-
lichkeit zu unterziehen ist. Für alle
übrigen reicht künftig die rechtzei-
tige Anzeige bei der Waldbehörde
aus, die weiterhin eine Versagungs-
möglichkeit aus besonderem Grun-
de hat. Darüber hinaus flexibilisiert
das Gesetz die kurzfristige Sperrung
von Privatwäldern“, sagte die CDU-
Politikerin weiter.

Niedersächsischer Landtag
schafft r echtlich einfacheres
und bürgerfreundliches
Waldgesetz

„Gemeinsam die Krise meistern“

Hochkarätige Referenten haben
auf einer Veranstaltung des
Parlamentskreises Mittelstand
und der Mittelstandsvereinigung
der CDU (MIT) zur Wirtschafts-
und Finanzkrise die aktuelle De-
batte mit neuen Impulsen berei-
chert: der Präsident des Sparkas-
senverbandes Thomas Mang (2.
v. l.), der Vorsitzende des DGB-
Bezirks Niedersachsen - Bremen
- Sachsen-Anhalt Hartmut Tölle
(Mitte) und der Bundes- und
niedersächsische Landesvor-
sitzende des MIT Josef
Schlarmann (r.). Der stellvertre-
tende CDU-Fraktionsvorsitz-
ende Björn Thümler und der wirt-
schaftspolitische Sprecher der
CDU-Fraktion Ernst-August

Hoppenbrock zogen als Fazit:
„Erstens brauchen wir eine Rück-
besinnung auf die Prinzipien der
sozialen Marktwirtschaft,
zweitens weiterhin einen starken
Mittelstand und drittens eine in-
telligente Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik, die Wachstum er-
möglicht und zugleich zu mehr
gesellschaftlicher Verantwortung
der Marktakteure beiträgt.“

Diskussion zur Wir tschafts- und Finanzkrise gibt neue
Impulse für aktuelle Debatte
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A k t u e l l e   Te r m i n e

P e r s ö n l i c hDer BL stellt an dieser Stelle die neuen Landtagsabgeordneten in der
CDU-Fraktion vor.

Neben der Politik bleibt Dr. Stephan
Siemer immer noch ein wenig Zeit
für den Ausgleich, z.B. beim Fahrrad
fahren.

Name:
Dr. Stephan Siemer

Geburtsdatum:
21.10.1961
Familienstand:
ledig
Beruf :
Kaufmann
Ausschüsse:
Mitglied im Ausschuss für Haushalt
und Finanzen; Mitglied im Aus-
schuss für Rechts- und Verfassungs-
fragen.
Wahlkreis:
68-Vechta
Erststimmenergebnis:
58,5 Prozent
Kontakt:
Oldenburger Str. 97
49377 Vechta
Tel.: 04441/9230-0
Fax: 04441/9230-32
E-mail:
stephan.siemer@siemer-vechta.de
www.dr-stephan-siemer.de

W
Freitag, 17. April 2009,  12.00 - 14.00 Uhr

Mitt agsgespräch in der Reihe Schwerpunkt-
thema Niedersachsen: Energie

Ort:  Niedersächsischer Landtag,
Restaurant Leineschloss

20. - 22. April 2009
Klausurtagung der CDU-Landtagsfraktion
auf der Insel Norderney

Dienstag,  12. Mai bis  Donnerstag,
14. Mai 2009, ganztägig

Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag

CDU-Landtagsfraktion bestimmt 28 ordentliche Mit glieder
für die Bundesversammlung am 23. Mai 2009

Landtagspräsident Hermann Dinkla; Ministerpräsident Christian Wulff ;
Bundesministerin Dr. Ursula von der Leyen; Präsident des Europäischen
Parlamentes Prof. Hans-Gert Pött ering MdEP; CDU-Fraktionsvorsitzender
David McAllist er; Justizminister Bernd Busemann; Landwirtschaftsminister
Hans-Heinrich Ehlen; Kultusministerin Elisabeth Heister-Neumann; Sozial-
ministerin Mechthild Ross-Lutmann; Innenminister Uwe Schünemann;
Wissenschaftsminister Lutz Str atmann; Landtagsvizepräsidentin Astrid
Vockert ; Parlamentarischer Geschäftsführer Dr. Bernd Althusmann;
Karl-Heinz Klare; Karl-Heinrich Langspecht; Heidemarie Mundlos; Heinz
Rolfes; Björn Thümler; Prof. Emil Brockstedt ; Ursula Ernst; Rudolf Götz;
Angelika Jahns; Ursula Körtner ; Editha Lorberg; Dr. Max Matthies en; Jens
Nacke; Gudrun Pieper und Wittich Schobert .

Ersatzdelegierte sind:

Dr. Hans-Joachim Deneke-Jöhrens; Hans-Christian Biallas; Christoph Dreyer;
Heiner Schönecke; Frank Mindermann; Ernst-August Hoppenbrock; Rein-
hold Hilbers; Martin Bäumer; Ansgar-Bernhard Focke; Karl-Heinz Bley;
Ingrid Klopp; Jörg Hillmer; Dr. Karl-Ludwig von Danwitz;
Gabriela Kohlenberg; Klaus Krumfuß

• Warum ich mich landespolitisch
engagiere?
Insbesondere in den Politikfeldern
Bildung, Wirtschaft und Familie wol-
len wir in Niedersachsen noch viel
erreichen. Mit großer Bürgernäher
möchte ich dazu beitragen, auch
meine Heimatregion weiter voran
zu bringen.

• Welches politische Ziel möchte
ich innerhalb dieser Legislaturpe-
riode verwir klichen?
In schwierigen konjunkturellen Um-
feld soll unsere Wirtschaft weiterhin
stark bleiben und die Infrastruktur
in Bildung, Verkehr und im sozialen
Bereich zukunftsweisend ausgebaut
werden.

• Tipp für Urlaubsreisen:
Zu jeder Jahreszeit ist die Olden-
burger Nordseeinsel Wangerooge
ein lohnendes Ziel. Die Dammer
Berger und das gesamte Olden-
burger Münsterland bieten reizvol-
le Landschaften.


